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BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWALTUNG 

Stul>enring 1 
T .Itphon 57 56 5S 

Zl.21.891/40~3/79 Neue Tel. Nr. 7500 

~_~_~_~_!_~_~_E_!_~_~_g 

211,-/0 1,~\B 

1979 -05- 1 4 
zu 2ttt.;OfJ 

der Anfrage der Abgeordneten MELTER, 
Dr.SCRINZI und Genossen an den Bundes­
minister für soziale Verwaltung, be­
treffend Befreiung von der Rezeptge­
bühr-Benachteiligung der'Kriegsopfer 

(Nr.2440/J) 

Die Anfragesteller führen aus, sowohl nach den gesetz­
lichenBefreiungsbestimmungen über die Telefongrund­

gebühr und die Rundfunk- bZw", Fernsehgebühr als auch 
nach den sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 
über den Anspruch auf eine Ausgleichszulage zu einer 
Pension aus der Pensionsversicherung sei vorgesehen, 
daß die Grundrenten nach dem KOVG bei der Feststellung 
des Einkommens außer Betracht gelassen werden. 

Dem gegenliber seien Kriegsopfer bzw. Kriegerwitwen 
mit Zusatzrente von der Rezeptgeblihrenbefreiung aus­
geschlossen. Diese Regelung stehe nicht nur im Gegen-
satz zu den erwähnten gesetzlichen Befreiungsbestimmungen, 
sondern auch zur Funktion der Kriegsopfer-Grundrente, 
die eine Entschädigung bzwo Anerkennung des im bzw'. 

durch den Krieg erbrachten Opfers durch den Sta8t 
darstelle. 

In diesem Zusammenhang haben die anfragenden Abgeordneten 
an mich folgende Frage gerichtet: 
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Werden Sie sich dafür einsetzen, daß die Richtlinien 
für die Befreiung von der Rezeptgeeühr seitens des 
Hauptverbandes der Sozi2lversicherungstr~ser dahingehend 
abge~ndert werden, daß in Hinkunft die Kriegsopfer­

grundrenten nicht mehr als anrechenberes Einkommen 
betrachtet werden? 

\C 

In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mich, felgendes 

mitzuteilen: Nach § 136 Abs.5 ASVG hat der Versiche­
rungsträger bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit des Versicherten nach Maßgabe der 
vom Hauptverband hiezu erlassenen Richtlinien von der 
Einhebung der Rezeptgebühr abzusehen. Nach § 31 Abs.3 
Z.21 ASVG hat der Hauptverband der Bsterreichischen 
Sozialversicherungsträger Richtlinien für die Befreiung 
von der Rezeptgebühr bei Vorliegen einer besonderen 
sozialen Schutzbe~ürftigkeit des Versicberten aufzu­
stellen; in diesen Richtlinien ist der für die Befreiung 
in Betracht kommende Personenkreis nach allgemeinen 
Gruppenmerkmalen zu umschreiben; darüber hinaus ist 
eine BefreiungsmBglichkeit im Einzelfall in Berück­
sichtigung der Familien-, Einkommens- und VermBgens­
verhältnisse des Versicherten sowie der Art und Dauer 
der Erkrankung v0Tzusehen. Nach § 31 Abs.5 ASVG bedürfen 
diese Richtlinien zu ihr-er Wirksamkeit der Zustimmung 
des Bundesministers für soziale Verwaltung. 

Da es somit eine gesetzliche Aufgabe des Hauptverbandes 
der Bsterreichiscben Snzialversicherungsträger ist", 
Richtlinien für die Befreiung von der Rezeptgebühr zu 
erlassen, habe ich den Hauptverband der österreichischen 
Sozi~lversicherungsträger aufgefordert, zu dem Vorbringen 
in der vorliegenden Anfrage Stellung zu n~hmen. 
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Der Hauptverband der Bsterreichischen Sozialversiche­
rungsträger hat dazu folgendes ausgeführt: IIDas Aus­
gleichszulagenrecht der Sozialversicherung sieht die 
Nichtanrechnung der Grundrenten nach dem KOVG bei 
der Feststellung des Einkommens vor, damit nicht die 
Gewährung einer Ausgleichszulage i'legen einer Grund­
rente nach dem KOVG ausgeschlossen wird. Dieser lex 
specialis im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 

steht eine gleichartige Bestimmung im KOVG (Nich~an­
rechnung der Ausgleichszulage für die Ermittlung der 
Zusatzrente) gegenüber, die ebenfalls verhindern soll, 
daß die Gewährung einer Zusatzrente an einer bereits 
vorher zuerkannten Ausgleichszulage scheitert. Insge­
samt wird durch diese Bestimmungen den betroffenen 
Personen ein über dem Richtsatz in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung liegendes Mindesteinkommen er­

möglicht" 

Beschädigte nach dem KOVG und Witwen nach Kriegsopfern, 
die eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung beziehen und zu dieser Pension eine Ausgleichs­
zulage erhalten, waren schon bisher aufgrund der ein­
schlägigen Richtlinien des Hauptverbandes von der Ent­
richtung der Rezeptgeblihr befreit. DarUber hinaus 
können auf Antrag auch andere Beschädigte und Hinter­
bliebene nach dem KOVG von der Rezeptgeblihr befreit 
werden, wenn eine besonderes'i:':c.i,s.Je S(~hutzbedürftig­
keit vorliegt. Der Hauptverband hat den Krankenver­
sicherungsträgern empfohlen, eine besondere soziale 
Schutzbedürftigkeit jedenfalls dann anzunehmen, wenn 
der Versicherte (Angeh6rige) an Krankheiten oder Ge­
brechen leidet, durch die ihm erfahrungsge~äß besondere 
Aufwendungen entstehen, sofern das Eir.kommen des 
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Versicherten den in Betracht kommenden Richtsatz zu­
züglich des Betrages von 85C S nicht übersteigt. Bei 
der Festsetzung dieses Betrages ist der Hauptverband 

von der Regelung des Einkommensteuer:rechtes ausge­
gangen, wonach bei einer Erkrankung an Diabetes od~r 
TBC monatlich ein Betrag von 710 S als besonderer 
Aufwand veranschlagt und damit um diesen Betrag die 

Steuerbemessungsgrundlage vermindert werden kann. 
Der genannte Betrag liegt also bereits beträchtlich 
über dem im Steuerrecht anwendbaren Absetzbetrag. 

Die genannten Bestimmungen gelten nicht nur für Be­
schädigte und Hinterbliebene nach dem KOVG,sondern 
für alle Personen, die sich in den gleichen Vermögens­
verhältnissen befinden. Die Bevorzugung der Bezieher 
von Versorgungsleistungen aus der Kriegsopferversorgung 

ist nicht möglich, weil damit eine eklatante Benach­
teiligung aller anderen Personengruppen verbunden wäre,· 
die mit der -wie es in der parlawentarischen Anfrage 
heißt - "Entschädigung bzw. Anerkennung de 5 im bZ""l. 

durch den Krieg erbrachten Opfers c.urcl1 den Staat ll 

nicht gerechtfertigt werden ~ann. Es besteht deshalb 
auch nicht die Absicht, die Richtlinien über die Be­
freiung von der Rezeptgebühr im Sinne der Anf~age der 
Abgeordneteni1.ELTER und Genossen abzuendern.!l 

Wie ich schon eingangs meiner Anfrcgebeant~ortung 

unter Anführung der entsprec;~'i~;71!:'.f.':n gesetzlichen Be­
stimmungen ausgeflihrt habe, bedlirfen die Richtlinien 
über die Befreiung von der Repeptgeblihr zwar der auf­

sichtsbehördlichen Genehmigung, die Erlassung der 

Richtlinien obliegt aber ausschließlich de~ Haupt­
verband der 5sterreichischen Sozialversicherungsträger 
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aufgrund von Beschlüssen seiner hiefürzuständigen 
Veri:!al t1J.ngskör-per. Ich habe :'m Rabmen meine s ge setz­
lichen Viir~{ungskreises keine I1öglichkei t ~auf die Ver­
waltungs~ör~er des Hauptverbandes einEn bestimmenden 
Einfluß dahingehend zu nehmen, daß in die Richtlinien 
über die Befreiung von der Rezeptgebübr Befreiungsbe­

stimmungen im Sinne cler 'vorliegenden Anfrage aufgenommen 
werden. Im übrigen glaube ich, daß der Standpunkt des 

Hauptverbandes, die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der Rezeptgebühr von dertatsächlicben Einkommens­
höhe und nicht von der Quelle, aus der dieses Einkommen 
fließt, a.bhängig zu machen, dem gesetzlichen Auftrag 
für die Befreiung v?n der Rezeptgeblihr entspricht. 

Schließlich möchte ich noch darauf hinweisen, daß der 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicberungs­
träger in Kürze den Grenzbetrag für die Befreiung von 
der Rezeptgebühr beträchtlich erhöhen wird, sodaß der 
in der Anfrage genannte Personenkreis schon im Hinblick 
auf die Einkommenshöhe voraussichtlich in. allen Fällen 
auf Antrag von der Rezeptgebühr wird befreit werden 
können. 
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